
Aus der öffentlichen Gemeinderatssitzung vom 04. April 2023 wird 

folgend berichtet und die gefassten Beschlüsse bekannt gegeben: 

 

Bekanntgabe nichtöffentlich gefasster Beschlüsse  

Aus der nicht öffentlichen Gemeinderatssitzung vom 07. März 2023 wurde nichts bekannt 

gegeben.  

 

Bürgerinformationsveranstaltung am 24.05.2023 um 19:00 Uhr in der Schenk-Konrad-Halle 

Im Hinblick auf den Start der Baumaßnahmen in der Ortsmitte und den Entwicklungen im 

Fischerwerden wird die Verwaltung die Bürgerschaft transparent informieren.  

 

Vorstellung der überarbeiteten Planung des Anbaus Feuerwehrhaus und Entscheidung über 

das weitere Vorgehen 

Im Jahr 2018 fand eine Begehung im Feuerwehrhaus mit der Unfallkasse statt, bei der 

verschiedene Mängel am bestehenden Feuerwehrhaus festgestellt wurden. Um das Problem 

der Schwarz-Weiß-Trennung bei den Umkleiden, der Lagerung der Helme und der Lagerung 

von Gefahrstoffen lösen zu können, sollte ein Anbau an das bestehende Feuerwehrhaus 

erfolgen. Beim Bauhof gibt es ebenfalls Probleme mit der Trennung von Umkleide und 

Aufenthaltsraum, so dass auch hier eine Lösung gefunden werden muss. Der 

Allgemeinzustand des Gebäudes Feuerwehrhaus mit Bauhof weist Baumängel auf, die im 

Zusammenhang mit dem Anbau ebenfalls behoben werden müssen. So muss in einem 

öffentlichen Gebäude beispielsweise eine behindertengerechte Toilette vorhanden sein. Nach 

vielen Abstimmungsgesprächen mit den Nutzern, mit verschiedenen Fachbereichen im 

Landratsamt und der Fachkraft für Arbeitssicherheit konnte Anfang März das Baugesuch 

eingereicht werden. 

Der Gemeinderat nimmt die überarbeitete Planung zum Anbau an das bestehende 

Feuerwehrhaus und der sich daraus ergebenen Sanierung zur Kenntnis. 

 

Bauantrag zum Anbau und Umbau Feuerwehrhaus und Bauhof sowie Nutzungsänderung im 

Obergeschoss in Räume für die Feuerwehr, auf dem Flst. 206/4, Ziegeleistraße 20 

Im Mai letzten Jahres wurden die Entwürfe für den An- und Umbau des Feuerwehrhauses und 

der Bauhofräume dem Gremium vorgestellt. Es wurde beschlossen, dass auf dieser Grundlage 

die Baugesuchsunterlagen erstellt werden sollen. Das Feuerwehrgebäude liegt im Bereich des 

Bebauungsplanes „Innere Breite 8. Änderung“ und ist somit nach § 30 BauGB zu beurteilen. 

In südlicher Richtung überschreitet das geplante Gebäude die Baugrenze weshalb eine 

Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplanes nach § 31 Abs. 2 BauGB erforderlich 

ist. Weitere einschränkende Festsetzungen im Bebauungsplan gibt es nicht. 



Der Gemeinderat fasst den Beschluss: Das gemeindliche Einvernehmen für die Befreiungen 

wegen Überschreitung der Baugrenze wird im Rahmen des Bauantrags zum Anbau und Umbau 

des Feuerwehrhauses und des Bauhofs sowie der Nutzungsänderung im Obergeschoss in 

Räume für die Feuerwehr erteilt. 

 

Bauantrag für die Erstellung eines Außenpools auf dem Flst. 901, Sulpacherstr. 125/1 

Die Bauherrin beantragt südlich des Wohngebäudes direkt an die bestehende Garage 

anschließend ein Schwimmbecken mit 8.0 m auf 4.0m und einer Tiefe von 1,5 m. Die 

Entwässerung bzw. Entleerung erfolgt laut Planer über die Hausanschlusskanalleitung. Das 

Bauvorhaben beurteilt sich nach § 35 Abs. 2 BauGB (sonstige Bauvorhaben) im Außenbereich. 

Sonstige Vorhaben können im Einzelfall zugelassen werden, wenn ihre Ausführung oder 

Benutzung öffentliche Belange nicht beeinträchtigt und die Erschließung gesichert ist. Im § 35 

Abs. 3 werden Beeinträchtigungen öffentlicher Belange erläutert.  

Der Gemeinderat fasst den Beschluss: Das gemeindliche Einvernehmen zum Bauantrag wird 

erteilt 

 

Schaffung eines e-Carsharing-Angebots in der Gemeinde Baindt 

Im Rahmen des Klimamobilitätsplans des Gemeindeverbands Mittleres Schussental geht es 

darum, wie der Mobilitätsbereich im Schussental zukünftig nachhaltiger ausgestaltet werden 

kann. Mittels der darin enthaltenen Maßnahmen soll bis zum Jahr 2030 eine erhebliche 

Reduzierung der Treibhausgasemissionen des Verkehrssektors erfolgen. Eine Maßnahme 

hieraus ist die Schaffung eines e-Carsharingangebots für die Bürgerinnen und Bürger der 

Gemeinde. Hierzu liegt der Gemeinde Baindt bereits ein konkretes Angebot der Firma Deer 

Mobility, einem Tochterunternehmen der Energie Calw GmbH, vor. Derzeit befinden sich circa 

30 Kommunen des Landkreises in Verhandlungen mit dieser Firma. Einige Kommunen im 

Landkreis haben die Schaffung eines solchen Angebotes bereits beschlossen.  

Die Gemeinde muss für die Schaffung eines solchen Angebots der Firma über einen Zeitraum 

von 10 Jahren (Gestattungsvertrag) zwei Parkplätze überlassen, auf denen eine AC-Ladesäule 

mit 2 Ladepunkten mit 22kW Ladeleistung errichtet wird. Der zweite Ladepunkt ist dabei 

vorrangig für öffentliches Laden angedacht, sofern dieser Parkplatz nicht durch ein 

Leihfahrzeug belegt ist. Der Strom für den Betrieb der Ladesäulen stammt zu 100 Prozent aus 

Wasserkraft vom Unternehmen Schwarzwald Energie, sodass die E-Autos im Betrieb nahezu 

treibhausgasneutral unterwegs sind. Als Standort für das e-Carsharingangebot sind die beiden 

geplanten vorderen Parkplätze im Neubaugebiet Fischerareal vorgesehen.  

Der Gemeinderat fasst den Beschluss: 

1.  Der Schaffung eines e-Carsharingangebots in der Gemeinde Baindt durch die Firma Deer 

Mobility wird zugestimmt. 

2.  Die Gemeinde ist bereit, hierfür zwei öffentliche Parkplätze zur Verfügung zu stellen und 

den notwendigen Stromnetzanschluss zu schaffen. Die Rahmen-bedingungen werden in 

einem entsprechenden Gestattungsvertrag mit der Fa. Deer Mobility vereinbart. 



 

Erstellung eines Klimamobilitätsplans für den Gemeindeverband Mittleres Schussental 

(GMS) - Grundsatzbeschluss 

Mit dem Klimamobilitätsplan wurde in den Jahren 2020/2021 ein neues Instrument 

geschaffen, Maßnahmen zu definieren und in die Umsetzung zu bringen, die zur Erreichung 

der Klimaziele maßgebend beitragen können. Ziel des Landes Baden-Württemberg ist es, eine 

40-prozentige CO2-Reduzierung bis zum Jahr 2030 gegenüber dem Ausgangsjahr 2010 zu 

erreichen. 

Am 15.07.2021 wurde der Verkehrsentwicklungsplan von der Verbandsversammlung des 

Gemeindeverbandes Mittleres Schussental beschlossen. Am 07.10.2021 wurde das 

Radverkehrskonzept von der Verbandsversammlung des Gemeindeverbandes Mittleres 

Schussental beschlossen. Der Gemeindeverband Mittleres Schussental wurde im Jahr 2021 

mit vier weiteren Modellregionen in Baden-Württemberg ausgewählt einen 

Klimamobilitätsplan zu erstellen. Der Klimamobilitätsplan ist die Weiterentwicklung des 

Verkehrsentwicklungsplans. Am 07.10.2021 hat die Verbandsversammlung des 

Gemeindeverbands Mittleres Schussental die Vergabe der einzelnen Teilbereiche 

(Verkehrsmodellierung, Öffentlichkeitsarbeit, ÖPNV-Konzept) für die Erstellung eines 

Klimamobilitätsplans an drei Fachbüros beschlossen. Die Erstellung des Klimamobilitätsplans 

wird zu 80 % vom Verkehrsministerium gefördert. 

Die Erstellung des Klimamobilitätsplanes erfolgt mit einer umfangreichen Beteiligung. Die 

Kommunen stehen im regelmäßigen Austausch und können sich in insgesamt sechs 

Projektgruppentreffen über den Bearbeitungsstand informieren und beteiligen. In zwei 

Politik-Workshops wurden die jeweiligen Fraktionen einbezogen. Mit wichtigen Stakeholdern 

wurden in einem Workshop Maßnahmen beleuchtet, ergänzt und weiterentwickelt. Die 

Bürgerschaft wurde mit einer Pop-Up-Aktion auf den jeweiligen Marktplätzen auf das Thema 

aufmerksam gemacht und die Teilnahme an der dreiwöchigen Online-Umfrage wurde 

beworben. Die Online-Beteiligung konnte mit einer hohen Teilnehmerzahl und vielen 

Hinweisen abgeschlossen werden. Zusätzlich fand ein Workshop mit einer gelosten 

Bürgerschaftsgruppe statt. Alle gesammelten Hinweise sind in die weitere Bearbeitung 

eingeflossen. Der Klimamobilitätsplan muss für einen Monat öffentlich ausgelegt werden. 

Diese Auslegung ist für Mitte Juli bis Mitte August 2023 vorgesehen. Der Projektabschluss mit 

dem endgültigen Bericht zum Klimamobilitätsplan ist für Oktober 2023 eingeplant.  

Der Gemeinderat fasst den Beschluss: 

1.  Die Gemeinde Baindt schließt sich dem Ziel des Landes Baden-Württemberg an, bis zum 

Jahr 2030 im Verkehrssektor den CO2 – Ausstoß um mindestens 40 Prozent zu 

reduzieren. 

2.  Um dieses Ziel zu erreichen, ist mit den Gemeinden des Gemeindeverbands Mittleres 

Schussental ein Klimamobilitätsplan aufzustellen. Als Grundlage dient der in der Anlage 

dargestellte Maßnahmenplan. 

3. Die technische Verbandsverwaltung wird beauftragt die Maßnahmen zu konkretisieren 

und die Berechnung der CO2 – Minderung auf Basis dieser Maßnahmen durchzuführen. 



Alle Maßnahmen stehen unter dem Vorbehalt der Finanzierbarkeit.  

 

Sanierung Klosterwiesenschule, Hauptgebäude: Vergabe der Metallbau- und 

Verglasungsarbeiten 

Das Hauptgebäude der Klosterwiesenschule wird durch eine Vollsanierung mit Aufstockung 

umgebaut. Die Abrissarbeiten sind weitestgehend erfolgt. Im Erdgeschoss wurden die 

Mauerwerkswände erstellt, die erforderlichen Unterzüge in der bestehenden 

Deckenunterkonstruktion ausgegossen und mit den Bauarbeiten an den Treppenhäusern an 

der Nord- und Ostseite wurde ebenfalls begonnen. Aufgrund der Höhe der Bauleistungen von 

ca. 6.000.000 € netto, müssen die Bauleistungen europaweit ausgeschrieben werden. 

Lediglich Gewerke im Umfang von 20% aus der Bauleistungssumme dürfen national 

ausgeschrieben werden. Das Gewerk Metallbau- und Verglasungsarbeiten wurde europaweit 

ausgeschrieben. Die Veröffentlichung der Ausschreibungen über das Vergabeportal des 

Landratsamtes und im Staatsanzeiger fand am 04.02.2023 statt. Die Angebotseröffnung war 

am 09.03.2023. Es gingen 10 Angebote ein, wobei eines nur in Papierform, das deshalb nicht 

gewertet werden konnte. Bei 2 Anbietern mussten Unterlagen nachgefordert werden, die bei 

einem Anbieter aber nicht fristgerecht eingegangen sind, so dass das Angebot ausgeschlossen 

werden musste.  Das wirtschaftlichste wertbare Angebot ging von der Firma Wagner Glas- und 

Metallbau GmbH aus Albstadt mit einer Angebotssumme von 264.902,33 € brutto ein.  

Der Gemeinderat fasst den Beschluss: Die Metallbau- und Verglasungsarbeiten werden an den 

günstigsten Bieter, die Firma Wagner Glas- und Metallbau GmbH aus Albstadt, mit einer 

Vergabesumme von 264.902,33 € brutto vergeben. 

 

Sanierung Klosterwiesenschule, Hauptgebäude: Vergabe der Zimmerer- und 

Fassadenarbeiten 

Das Hauptgebäude der Klosterwiesenschule wird durch eine Vollsanierung mit Aufstockung 

umgebaut. Die Abrissarbeiten sind weitestgehend erfolgt. Im Erdgeschoss wurden die 

Mauerwerkswände erstellt, die erforderlichen Unterzüge in der bestehenden 

Deckenunterkonstruktion ausgegossen und mit den Bauarbeiten an den Treppenhäusern an 

der Nord- und Ostseite wurde ebenfalls begonnen. Aufgrund der Höhe der Bauleistungen von 

ca. 6.000.000 € netto, müssen die Bauleistungen europaweit ausgeschrieben werden. 

Lediglich Gewerke im Umfang von 20% aus der Bauleistungssumme dürfen national 

ausgeschrieben werden. Das Gewerk Zimmerer- und Fassadenarbeiten wurde bereits zwei 

Mal europaweit ausgeschrieben. Nachdem auch bei der 2. Ausschreibung nur ein Anbieter mit 

nicht geänderter Angebotssumme abgegeben hat, wurde vom Gremium beschlossen in das 

Verhandlungsverfahren mit dem Bieter einzusteigen. Es wurde in verschiedenen Gesprächen 

nach Möglichkeiten für Einsparungen gesucht. Die Angebotseröffnung war am 28.03.2023. 

Gegenüber dem bisherigen Leistungsverzeichnis konnten Deckenkonstruktion und 

Deckenstärken verringert werden. Hinzu kamen Leistungen wie das Verschließen des 

Deckenlochs in der Geschossdecke EG ins OG in Holz statt als Massivdecke, was aufgrund der 

Statik erforderlich wurde. Diese Kosten entfallen dafür beim Gewerk Rohbau. Ebenfalls wurde 



die Unterkonstruktion der Fenstereinfassung (Änderung von Stahl zu Holz) zu den 

Fassadenarbeiten hinzugenommen und entfallen bei den Fensterarbeiten.  

Der Gemeinderat fasst den Beschluss: Die Zimmerer- und Fassadenarbeiten werden an die 

Firma Bernhardt Holzbau GmbH aus Weingarten mit der Ausführung der Fassade in Dura 

Patina zum Auftragswert von 1.473.636,87 € brutto vergeben.  

 

Auftragsvergabe Neugestaltung Dorfplatz und Ortsmitte 

In der Sitzung des Gemeinderates am 02.08.2022 erhielt das Büro 365° den Auftrag die 

Ausschreibung zur Neugestaltung des Dorfplatzes und der Ortsmitte sowie der beiden 

Bushaltestellen mit dem vorgestellten Entwurf durchzuführen. Nach zahlreichen 

Besprechungen mit den Fachplanern und Versorgungsträgern sowie den Vereinen, der 

Feuerwehr und den Behindertenverbänden wurde die Planung weiter konkretisiert. Am 

24.01.2023 wurden die erforderlichen Ergänzungen und Änderungen der aktuellen Planung 

inklusive der Leitungsverlegungen wie Kanal, Nahwärme, Wasser, Breitband und der 

dazugehörige Kostenrahmen im Gemeinderat vorgestellt und beschlossen. Die Bauarbeiten 

auf dem Dorfplatz müssen in verschiedenen Abschnitten stattfinden, da z.B. Arbeiten im 

Bachlauf nur in den Sommermonaten (Juli bis September) ausgeführt werden dürfen. Für die 

Arbeiten an den Bushaltestellen werden Ausweichstrecken für Busse und den Kfz-Verkehr 

geschaffen. Die Fertigstellung der Fischerstraße ist hierfür hilfreich. Es wird mit einem 

Zuschuss aus dem Landessanierungsprogramm von ca. 900.000 Euro gerechnet. Eine 

Bewilligung liegt aktuell noch nicht vor. Ein zusätzlich beantragter Zuschuss für die 

Bushaltestellen wurde inzwischen in Höhe von 170.000 Euro bewilligt, erfreulicherweise 

70.000,00 Euro mehr als erhofft. Im Haushalt 2023/2024 sind für die Dorfplatzneugestaltung 

3.850.000 Euro eingestellt. 

Vergabe Tief-, Landschaft- und Straßenbauarbeiten: Die Ausschreibung wurde am 03.03.2023 

im Staatsanzeiger und auf der Homepage der Gemeinde Baindt veröffentlicht. Die 

Ausschreibungsunterlagen wurden von elf Firmen angefordert. Die Angebotseröffnung 

erfolgte am 27.03.2023. Zur Submission gingen drei Angebote ein. Das günstigste Angebot 

nach § 16 VOB/A wurde von der Firma Zwisler GmbH aus Tettnang mit einer Angebotssumme 

von 3.389.596,98 Euro brutto abgegeben. 

Vergabe Elektroarbeiten: Parallel wurden die Elektroarbeiten für die Neugestaltung des 

Dorfplatzes und der Dorfmitte beschränkt ausgeschrieben. Es wurden fünf Firmen angefragt. 

Die Angebotseröffnung erfolgte am 27.03.2023. Zur Submission ging ein Angebot ein. Das 

Angebot wurde von der Firma Elektrotechnik Reisch GmbH & Co. KG aus Baindt mit einer 

Angebotssumme von 52.319,02 Euro brutto abgeben. 

 

Der Gemeinderat fasst den Beschluss: 

1. Vergabe Tief-, Landschafts- und Straßenbauarbeiten: Der Auftrag für Tief-, Landschafts- und 

Straßenbauarbeiten zur Neugestaltung des Dorfplatzes und der Ortsmitte wird an die Firma 

Zwisler GmbH aus Tettnang mit einer Angebotssumme von 3.389.596,98 Euro brutto erteilt. 



2. Vergabe Elektroarbeiten: Der Auftrag für die Elektroarbeiten zur Neugestaltung des 

Dorfplatzes und der Ortsmitte wird an die Firma Elektrotechnik Reisch GmbH & Co. KG aus 

Baindt mit einer Angebotssumme von 52.319,02 Euro brutto erteilt. 

 

Kommunaler Trägerverein Musikschule Ravensburg e. V. - Erhöhung der kommunalen 

Beiträge ab 1.1.2023 

Bei der Mitgliederversammlung am 26.10.2022 wurde ein ausgeglichener Haushalt 

beschlossen. Grundlage dieses Haushaltsansatzes (12.7.2022) war eine Erhöhung der 

Personalkosten zum 1.1.2023 von 2,5%, eine Erhöhung der Landesmittel von 12,5% auf 15% 

der pädagogischen Kosten zum 1.1.2023 (Diese Erhöhung war im Koalitionsvertrag 

angekündigt. Sie konnte jedoch auf Grund der derzeitigen Folgen (Migration) des 

Ukrainekrieges nicht umgesetzt werden.) sowie eine Schulgelderhöhung um € 1,- je 

Unterrichtseinheit wurde beschlossen. Darstellung des Defizits im Haushalt 2023: Die 

Erhöhung der Personalkosten wird mit 4% angenommen, Erhöhung der Landesmittel von 

12,5% auf 15% wird im Doppelhaushalt 2023/2024 des Landes Baden-Württemberg nicht 

vollzogen, Wiederbesetzung von Stellen. Vorschau 2024: Wird eine weitere Lohnsteigerung 

im öffentlichen Dienst um weitere 4% in 2024 angenommen, entspricht dies einem weiterem 

Defizit im Haushalt. Dadurch sind Erhöhungen der kommunalen Zuschüsse und Schulgelder 

notwendig, um den Haushalt ausgleichen zu können.  

Die Gemeinde Baindt ist Gründungsmitglied der Musikschule und arbeitet in all den Jahren 

sehr gut und vertrauensvoll mit den Lehrerinnen und Lehrern der Musikschule zusammen. So 

hat unsere Klosterwiesenschule einen Schwerpunkt im Bereich Musik. Eine umfangreiche 

Förderung findet im Unterricht und darüber hinaus in offenen Angeboten statt. So wird das 

Flöten- und Gitarrenangebot der Klosterwiesenschule durch die Musikschule abgedeckt. In 

der 3. und 4. Klasse gibt es Bläserklassen, die ergänzend von den Lehrkräften der Musikschule 

unterrichtet werden. Auch gibt es für die Viertklässler Perkussionsunterricht, der ebenfalls von 

Seiten der Musikschule erbracht wird. Im Hinblick auf den Rechtsanspruch auf 

Ganztagesbetreuung und den überall präsenten Fachkräftemangel wird das Angebot der 

Musikschule mit deren qualifizierten Lehrkräften immer wichtiger. Aktuell gibt es zwei 

Studierende für das Fach Musik an der PH in Weingarten. Gerade der Mangel an Lehrkräften 

für das Fach Musik ist eklatant. Anhand der Schülerzahlen zum Stichtag 15. Februar 2023 

ergibt sich für Baindt eine Erhöhung der kommunalen Beiträge zum 1.1.2023 von € 21.468,77 

auf € 25.762,52. 

Der Gemeinderat fasst den Beschluss: 

a. Erhöhung der kommunalen Zuschüsse um 20% ab 1.1.2023 

 Die entsprechende Entscheidung der Kommunen wird bei der außerordentlichen 

Mitgliederversammlung am 4.5.2023 durch die Delegierten der Kommunen überbracht. 

b. Erhöhung des Schulgeldes um durchschnittlich € 3,- ab 1.10.2023 

 Dieser Beschlussvorschlag wird in der außerordentlichen Mitgliederversammlung am 

4.5.2023 zur Abstimmung vorgelegt. 



c. Erhöhung des Auswärtigenzuschlags auf € 31,- monatlich 

 Dieser Beschlussvorschlag wird in der außerordentlichen Mitgliederversammlung am 

4.5.2023 zur Abstimmung vorgelegt. 

d. Erhöhung der kommunalen Zuschüsse um 5% ab 1.1.2024 

 Die entsprechende Entscheidung der Kommunen wird bei der ordentlichen 

Mitgliederversammlung am 8.11.2023 durch die Delegierten der Kommunen 

überbracht. 

 

Belagserneuerung DFB Minispielfeld 

Im November 2008 wurde das DFB Minispielfeld der Öffentlichkeit übergeben. Von Anfang an 

wurde das Minispielfeld von unseren Kindern und Jugendlichen mit Begeisterung 

angenommen. Nach 15 Jahren Nutzung weißt der Belag starke Abnutzungen auf, an den 

Stößen gehen die Nähte auseinander, darüber hinaus ist der Belag am Fußballtor verschlissen. 

Es besteht durch den „abgewetzten“ Kunstrasen immer mehr die Gefahr, dass die 

darunterliegende Schicht ebenfalls verschlissen wird und somit auch ausgebaut werden muss. 

Der aktuelle Zustand des Platzes birgt darüber hinaus eine erhebliche Verletzungsgefahr. Für 

die Belagserneuerung wurden 2 Firmen angefragt. Beide Firmen gaben ein Angebot ab. Das 

wirtschaftlich günstigste Angebot kommt von der Firma Brugger Soccer Systems aus Münster 

zum Angebotspreis von 17.552,50 € brutto ohne Entsorgung des alten Belags. Die Firma 

Brugger Soccer Systems hat 2008 das DFB Minispielfeld in Baindt gebaut sowie in der 

Vergangenheit Vandalismusschäden am Belag behoben. 20.000 € sind für die Erneuerung des 

Belags im Haushalt 2023/24 eingestellt. 

Der Gemeinderat fasst den Beschluss: Die Belagserneuerung am DFB Minispielfeld wird an die 

Firma Brugger Soccer Systems zu einem Angebotspreis von 17.552,50 € brutto vergeben. 

 

Eigenbetrieb Abwasserbeseitigung: Vorläufiges Gebührenrechtliches Ergebnis des 

Eigenbetriebs Abwasserbeseitigung 2022 sowie gebührenrechtliches Ergebnis des 

Eigenbetriebs Abwasserbeseitigung 2021 

Bei der Kalkulation der Abwassergebühren muss grundsätzlich zwischen dem 

handelsrechtlichen/doppischen und gebührenrechtlichen Jahresergebnis unterschieden 

werden. Die vom Gemeinderat jährlich beschlossenen Jahresabschlüsse des Eigenbetriebs 

Abwasserbeseitigung stellen dabei das handelsrechtliche Ergebnis dar. Das handelsrechtliche 

Ergebnis stellt jedoch nicht das gebührenrechtliche Ergebnis nach dem 

Kommunalabgabengesetz dar. Das handelsrechtliche Ergebnis darf nicht zum Ausgleich von 

Kostenüber- und -unterdeckungen herangezogen werden. Für den Ausgleich von Unter- bzw. 

Überdeckungen ist stets das gebührenrechtliche Ergebnis nach Kommunalabgabengesetz 

heranzuziehen. Die gebührenrechtliche Ergebnisse 2022 und 2021 wurden in einer 

Nebenrechnung erneut von der Allevo Kommunalberatung GmbH, welche auch die 

Kalkulation 2022-2024 getätigt hat, ermittelt. So müssen nach dem Gebührenrecht Erträge 

(Erstattung Abwasserabgabe) und Aufwendungen (Betriebskostenumlage AMS), die Vorjahre 

oder auch zukünftige Jahre betreffen, den betreffenden Jahren exakt zugeordnet werden, 



auch wenn es nach Handelsrecht aufgrund eines bereits festgestellten Jahresabschlusses nicht 

mehr möglich ist. Diese Diskrepanz führt in den einzelnen Jahren zu Verschiebungen zwischen 

handelsrechtlichem und gebührenrechtlichem Ergebnis, die sich aber in der Summe (bzw. 

Mehrjahresvergleich) wieder neutralisieren.  

Bei der Ermittlung der gebührenrechtlichen Ergebnisse wurden diverse Aufwendungen und 

Erträge periodengerecht zugeordnet und der Straßenentwässerungskostenanteil exakt 

berechnet. Bei der Ermittlung des gebührenrechtlichen Ergebnisses des Rechnungsjahres 

2021 ist das Ergebnis in einer Nebenrechnung aufgrund nachträglicher Veränderungen durch 

die spätere Abrechnung des Abwasserzweckverbandes bereinigt worden. Die 

Betriebskostenumlage 2021 ist nun endgültig gesichert. Für das Jahr 2022 wurden vom 

Abwasserzweckverband noch keine Abrechnungen vorgenommen.  

Im EB Abwasserbeseitigung haben wir über den Kalkulationszeitraum einen großen 

Überschuss. Wir haben Ende 2021 die Schmutzwassergebühr von 2,17 €/m³ auf 1,98 €/m³ 

gesenkt. Bevor 2022 weitere Inlinersanierungen geplant wurden, wurde die Dimension von 

Kanälen bzw. Hydraulik überprüft. Die Kanalisation wurde im Vorjahr neu vermessen und die 

hydraulische Leistungsfähigkeit der Entwässerungssysteme wurde überprüft. 2023 bzw. 2024 

könnten folgende Projekte weiterverfolgt werden: Weitere Inlinersanierungen resultierend 

aus der Eigenkontrollverordnung und hydraulischen Berechnung, Betriebskostenumlage 

Abwasserzweckverband und Investitionen im Rahmen der Baugebiets- und 

Gewerbeentwicklung. Mit diesen Investitionen könnte in den folgenden Jahren der 

Gebührenausgleich stattfinden. Die vorläufige Kostenüberdeckung ist in den folgenden Jahren 

auszugleichen. Der Abwasserzweckverband wird sich für die 2022 getätigten Investitionen 

über eine Kapitalumlage bei den beteiligten Kommunen noch refinanzieren. Die 

Kapitalumlage wird langfristig abgeschrieben.  

Der Gemeinderat fasst den Beschluss: 

1.  Der Gemeinderat stimmt dem endgültigen gebührenrechtlichen Ergebnis für das Jahr 

2021 wie folgt zu: Im Gebührenhaushalt ergibt sich im Schmutzwasserbereich im Jahr 

2021 eine Kostenüberdeckung in Höhe von +43.247,96 €. Zudem ergibt sich im 

Gebührenhaushalt im Niederschlagswasserbereich im Jahr 2021 eine 

Kostenüberdeckung in Höhe von +32.076,63 €. 

2.  Der Gemeinderat stimmt dem vorläufigen gebührenrechtlichen Ergebnis für das Jahr 

2022 wie folgt zu: Im Gebührenhaushalt ergibt sich im Schmutzwasserbereich im Jahr 

2022 eine Kostenunterdeckung in Höhe von -41.807,51 €. Zudem ergibt sich im 

Gebührenhaushalt im Niederschlagswasserbereich im Jahr 2022 eine 

Kostenüberdeckung in Höhe von +58.623,40 €. 

 

Gutachterbestellung für den Gutachterausschuss des westlichen Landkreises Ravensburg 

In der Sitzung des Gemeinderats vom 14.02.2023 wurde dem Beitritt zum gemeinsamen 

Gutachterausschuss „Westlicher Landkreis Ravensburg“ zugestimmt. Die Bestellungszeit der 

jetzigen Gutachter endet am 01.07.2023, was zeitlich mit dem Start des neuen 

Gutachterausschusses übereinstimmt. Der Gutachterausschuss „Westlicher Landkreis 



Ravensburg“ wird in 3 Bezirke eingeteilt. Baindt gehört zum Bezirk 1 GMS zusammen mit den 

Städten Ravensburg und Weingarten und den Gemeinden Berg und Baienfurt. Für den neu zu 

bildenden Gutachterausschuss sind für die Gemeinde Baindt zwei Personen zu bestellen. 

Bestellungsvoraussetzung ist, dass Gutachter*innen erfahren und sachkundig in der 

Immobilienwertermittlung sind.  

Der Gemeinderat fasst den Beschluss: Die Gemeinde Baindt schlägt als Gutachter für den 

Gutachterausschuss westlicher Landkreis folgende Personen vor: Petra Jeske, Stellvertreter 

Wolfgang Abele; Günter Güls, Stellvertreter Jürgen Schad 

 

Anfragen und Verschiedenes 

Es wurde angefragt wann die Umsetzung des Baus Waldspielplatz erfolgt. Die Verwaltung gibt 

Auskunft, dass entsprechende Mittel im Haushalt vorhanden sind, doch aufgrund der Vielfalt 

der Projekte die Umsetzung nachrangig erfolgt.  


